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1	 |	 BFH: Stellplatzkosten bei Firmenwagen keine Vorteilsminderung

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 09.09.2025 entschieden, dass vom Arbeitnehmer getragene Kosten für einen 
Stellplatz oder eine Garage den geldwerten Vorteil aus der Überlassung eines betrieblichen PKW zur privaten 
Nutzung nicht mindern.

Im entschiedenen Fall hatte der Arbeitgeber bei der Berechnung des geldwerten Vorteils im Rahmen der Gehalts-
abrechnung die Zahlung des Arbeitnehmers für die Nutzung eines Stellplatzes in Höhe von 30 € monatlich mindernd 
berücksichtigt, sodass der geldwerte Vorteil geringer ausfiel. Er wurde nach der 1 %-Regelung berechnet. 

Nach einer Lohnsteueraußenprüfung des Finanzamtes forderte dieses für den Stellplatz Lohnsteuer nach. Das 
Einspruchsverfahren war erfolglos. Der Arbeitgeber klagte vor dem Finanzgericht. In erster Instanz gab das Finanz-
gericht Köln der Klage statt.

Im Revisionsverfahren hob der BFH das erstinstanzliche Urteil jedoch auf. Der BFH vertritt die Auffassung, dass die 
Überlassung eines Stellplatzes oder einer Garage grundsätzlich einen eigenständigen geldwerten Vorteil darstellt, 
der neben dem Vorteil aus der PKW-Überlassung steht. Stellplatzkosten gehören demnach nicht zu den Fahrzeug-
gesamtkosten, die von der 1 %-Regelung oder der Fahrtenbuchmethode erfasst sind.

Hieraus folgt, dass die Zahlung des Arbeitnehmers für einen Stellplatz nur den Vorteil aus der Überlassung des 
Stellplatzes mindern kann, wenn also z. B. der Arbeitnehmer lediglich 30 € für die Parkplatznutzung zahlt, obwohl 
50 € monatlich angemessen wären. Die Zahlung kann nicht den Vorteil aus der privaten PKW-Nutzung mindern. 
Vorteilsmindernd können nur solche Aufwendungen sein, die Bestandteil des PKW-Nutzungsvorteils wären, z. B. 
Kraftstoff, Versicherungsbeiträge, Wartungskosten. Kosten, die nicht unmittelbar mit Nutzung, Halten oder Betrieb 
des Fahrzeugs zusammenhängen oder ausschließlich von der Entscheidung des Arbeitnehmers abhängen, können 
nicht vorteilsmindernd berücksichtigt werden. Insoweit werden Stellplatzkosten genauso behandelt wie Kosten für 
die Nutzung einer Fähre oder Mautkosten.

2	 |	 Grundsteuererlass bei Einnahmeausfall bis 31.03.2026 beantragen

Eigentümer von Grundstücken oder Wohnungen, die im Jahr 2025 Leerstand, Mietausfall oder höhere Gewalt 
(z. B. behördliche Nutzungsuntersagung, Brand-/Wasserschaden) ohne eigenes Verschulden erlitten haben, können 
mittels eines formlosen Antrags einen Erlass oder Teilerlass der Grundsteuer beantragen. Je nach Ausfallhöhe kann 
der Erlass zwischen 25 % und 100 % bei Totalausfall betragen. Es ist unerheblich, ob es sich um eine Wohn- oder 
gewerbliche Vermietung handelt.

Der Antrag ist spätestens bis zum 31.03.2026 zu stellen. Die Frist ist nicht verlängerbar. In der Regel sind die Stadt- 
bzw. Gemeindeverwaltungen zuständig in den Stadtstaaten Hamburg, Berlin und Bremen das Finanzamt.

3	 |	 Schonfrist bis Mitte März 2026: Offenlegung der Jahresabschlüsse 2024

Die Frist zur Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31.12.2024 
endete am 31.12.2025. 

Das Bundesministerium der Justiz hat bekanntgegeben, dass Ordnungsgeldverfahren wegen nicht rechtzeitiger 
Offenlegung von Jahresabschlüssen jedoch erst ab Mitte März 2026 eingeleitet werden. Bis dahin besteht also noch 
ohne Festsetzung eines Ordnungsgeldes die Möglichkeit, die Offenlegung, wenn auch verspätet, vorzunehmen. 
Es handelt sich dabei um eine letztmalige Fristverlängerung. Die Frist zur Abgabe der Steuererklärung endet am 
30.04.2026.
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4	 |	 Erstattungszinsen für Gewerbesteuer als steuerpflichtige 
			   Betriebseinnahmen

Der BFH hat mit Urteil vom 26.09.2025 (IV R 16/23) entschieden, dass Erstattungszinsen auf Gewerbesteuer steuer-
pflichtige Betriebseinnahmen sind.

Im Streitfall hatte eine GbR Zinsen erhalten, weil zuvor zu viel Gewerbesteuer gezahlt worden war. Sie wollte diese 
Zinsen – unter Hinweis auf § 4 Abs. 5b EStG – steuerlich nicht erfassen. Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Düsseldorf lehnten dies ab. 

Der BFH bestätigte diese Auffassung. Zwar sind Gewerbesteuer und Nachzahlungszinsen nach § 4 Abs. 5b EStG 
nicht als Betriebsausgaben abziehbar. Auch eine Erstattung der Gewerbesteuer selbst bleibt steuerlich neutral. Die 
darauf entfallenden Erstattungszinsen hingegen sind steuerpflichtig, da sie einen Ausgleich für die vorübergehende 
Kapitalüberlassung darstellen und damit einen steuerbaren Vermögenszuwachs bewirken. Ein Verstoß gegen den 
Gleichheitssatz (Art. 3 GG) liegt laut BFH nicht vor. Nachzahlungs- und Erstattungszinsen sind keine spiegelbildlichen 
Vorgänge; Erstattungszinsen stellen vielmehr einen eigenständigen Kapitalertrag dar.

Ergebnis: Erstattungszinsen für Gewerbesteuer müssen als Betriebseinnahmen versteuert werden.

5	 |	 Kein Zufluss von Darlehenszinsen bei Prolongation vor Fälligkeit

Der BFH hat mit Urteil vom 17.09.2025 (VIII R 30/23) entschieden, dass die bloße Prolongation (Verlängerung) der 
Fälligkeit von Darlehenszinsen vor deren ursprünglicher Fälligkeit nicht zu einem steuerlichen Zufluss führt – auch 
nicht bei einem beherrschenden Gesellschafter. 

Dem Urteil lag ein Fall zugrunde, bei dem ein zu 80 % beteiligter Gesellschafter seiner (ausländischen) Kapital-
gesellschaft ein Darlehen gewährt hatte. Die Zinsen sollten endfällig sein. Kurz vor dem Fälligkeitstermin wurde 
vereinbart, die Fälligkeit der aufgelaufenen Zinsen um fünf Jahre zu verschieben (Prolongation), da die Gesellschaft 
wirtschaftliche Schwierigkeiten hatte.

Das Finanzamt nahm dennoch einen Zufluss der Zinsen im ursprünglichen Fälligkeitsjahr an. Dem schloss sich der 
BFH nicht an. Ein Zufluss nach § 11 EStG lag nicht vor, da kein Geld geflossen und keine wirtschaftliche Verfügungs-
macht erlangt wurde. Die Vereinbarung war keine Novation (Schuldumschaffung), sondern lediglich eine Stundung/
Prolongation. Eine Prolongation vor Eintritt der Fälligkeit ist zivilrechtlich wirksam und löst steuerlich keinen Zufluss 
aus. 

Bei einem beherrschenden Gesellschafter gilt nichts anderes: Ein Zufluss setzt grundsätzlich die Fälligkeit des 
Anspruchs voraus. Eine verdeckte Einlage lag ebenfalls nicht vor, da die bloße zinslose Nutzung bzw. Fälligkeits-
verschiebung kein einlagefähiges Wirtschaftsgut darstellt.

6	 |	 Anteilsvereinigung beim Erwerb eigener Anteile

Der BFH hat durch Urteil vom 22.10.2025 entschieden, dass eigene Anteile der GmbH im Rahmen einer Anteils-
vereinigung außer Ansatz bleiben. 

Erwirbt eine grundbesitzende GmbH eigene Anteile und erhöht sich dadurch der Anteil eines Gesellschafters – 
ohne Berücksichtigung der von der Gesellschaft selbst gehaltenen Anteile – rechnerisch auf mindestens 95 % 
(heute 90 %), ist der Tatbestand einer Anteilsvereinigung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 2 GrEStG erfüllt. Das gilt auch 
dann, wenn mehrere Gesellschafter die nicht von der Gesellschaft selbst gehaltenen Anteile halten.
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In der Praxis sollte der Rückerwerb eigener Anteile durch grundbesitzende Gesellschaften deswegen auch auf die 
grunderwerbsteuerlichen Auswirkungen hin überprüft werden. 

Eigene Anteile werden bei der Berechnung der 90 %-Schwelle nicht berücksichtigt, wodurch die verbleibenden 
Gesellschafter rechnerisch höhere Beteiligungsquoten erreichen. Dies kann eine Anteilsvereinigung auslösen, ohne 
dass sich die Beteiligungsverhältnisse der Gesellschafter tatsächlich geändert haben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christian Kasseckert                                                                  Victoria Blau
Rechtsanwalt/Steuerberater                                                         Steuerberaterin
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